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Resolution an die 174. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und 

Angestellte für Tirol am 19. Oktober 2018 

 
Für eine solidarische, lebenslagen- und bedarfsorientierte Grundsicherung 
 

Für Herbst 2018 hat die österreichische Bundesregierung eine Reform der Mindestsicherung 

angekündigt, die u.a. eine Kürzung bei unzureichenden Deutschkenntnissen sowie eine Senkung der 

Kinderzuschläge vorsehen. 

Die Mindestsicherung muss tatsächlich dringend reformiert werden, da sie in ihrer derzeitigen 

Ausgestaltung nur bedingt Schutz vor Armut und Hilfe aus einer individuellen Problem- bzw. 

Notlage bietet.  
 

Eine reformierte Mindestsicherung – in Form einer solidarischen bedarfs- und 

lebenslagenorientierten Grundsicherung muss darauf abzielen, Menschen in alle Lebens- und 

Problemlage jene Hilfe und Unterstützung zu bieten die sie benötigen, um wieder selbständig und 

vollständig am sozialen, gesellschaftlichen und beruflichen Leben teilhaben zu können.  

 

Die 174. Vollversammlung der AK Tirol fordert die Umgestaltung der bedarfsorientierten 

Mindestsicherung in eine solidarische, bedarfs- und lebenslagenorientierten Grundsicherung 

die sicherstellt, dass Menschen ohne ausreichendes Einkommen gegen Armut abgesichert sind. 

 

Die Grundsicherung ist Ergänzung zu bestehenden sozialen Sicherungssystemen und nicht 

Ersatz. Sie schließt Lücken in unserem Sozialsystem und sichert finanzielle Leistungen wie 

z.B. aus der Arbeitslosenversicherung nach unten ab.  

 

Die finanzielle Absicherung hat in einem ersten Schritt zumindest in Höhe der 

Ausgleichszulage zu erfolgen, mit dem Ziel die Ausgleichszulage zumindest auf 

Armutsgefährdungsschwelle anzuheben. 

 

Eine umfassende Grundsicherung hat zusätzlich einen freien, niederschwelligen und 

solidarisch finanzierten Zugang zu Gesundheitsleistungen, Bildungs- und 

Weiterbildungsangeboten sowie  Pflege und sozialen Diensten sicherzustellen. 
 


